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der Expertenkommission erwogen, ohne
definitiv beantwortet zu werden, die Frage,
ob eine Ausländerin bei ihrer Heirat mit
einem Schweizer das Bürgerrecht weiter-
hin automatisch bekommen soll. Tatsäch-
lieh kennen nur noch Italien und Spanien
die gleiche grosszügige Regelung wie die
Schweiz.
Zum Zeitpunkt der Delegiertenversamm-
lung war die Arbeit der Expertenkommis-
sion noch nicht abgeschlossen. Die Refe-
rentin konnte deshalb erst über den dama-
ligen Stand der Beratungen berichten, und
es darf gehofft werden, dass die Postulate
der Frauen bei der endgültigen Formulie-
rung der Revisionsvorschläge mehr Beach-
tung finden.

Margrit Baumann

Frauenanliegen
zur Neuregelung
der
Krankenversicherung
Laut geltender Ordnung verpflichtet Arti-
kel 6 des Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetzes die Krankenkassen, beide
Geschlechter für die Aufnahme gleich zu
halten, «sofern es sich nicht um Kassen
solcher Berufe, Berufsverbände oder Be-
triebe handelt, die nur Angehörige des ei-
nen Geschlechts in sich schliessen». Die
Kassen können also nicht grundsätzlich
das schlechte Risiko «Frau» ablehnen; das
heisst aber nicht, dass die Mitgliedschaft
zu den gleichen Bedingungen erfolgen
muss. Nach Art. 6bis Abs. 2 können die
Mitgliederbeiträge nach Eintrittsalter, Ge-

schlecht und nach örtlich bedingten Ko-
stenunterschieden abgestuft werden; jene
für die Frauen dürfen jedoch die der
Männer um höchstens 10 Prozent über-
steigen.
Der letztgenannte Absatz kam erst 1964
ins Gesetz. Vorher lag die Begrenzung bei
25 Prozent; gemäss Statistik liegt der ef-
fektive Kostenunterschied für die Kran-
kenpflegeversicherung im Landesmittel
gut doppelt so hoch. In der Krankengeld-
Versicherung sind die Kosten schon wegen
der geringeren Krankengeldansätze der
Frauen nicht direkt vergleichbar. Auf die-
sem Gebiet brachte übrigens die Revision
von 1964 insofern einen Fortschritt, als
Art. 12bis Abs. 2 nun vorschreibt, dass die
Bedingungen für die Einreihung in Kran-
kengeldklassen für Erwerbstätige nicht
nach dem Geschlecht verschieden sein
dürfen. Vorher pflegten die Kassen Frau-
en nur in die niedrigen Krankengeldes-
sen aufzunehmen. Dass hier die Gleich-
Stellung erreicht wurde — allerdings auch
wiederum bei einer höheren Frauenprä-
mie — illustriert den Wandel, der sich auf
beruflicher Ebene vollzogen hat.

Das Krankengeld hat aber nicht nur die
Funktion eines Lohnersatzes, sondern
wird — in geringen Beträgen und unter
Vorbehalt der Überversicherung — auch
Nichterwerbstätigen gewährt. Das Mini-
mum beträgt 2 Fr. pro Tag. Über das
Maximum sagt das Gesetz nichts; Über-
Versicherung dürfte dort gegeben sein, wo
z. B. eine Hausfrau höher versichert ist,
als zur Bezahlung von Aushilfskräften für
den Haushalt nötig ist.

Statt eine eigene Mutterschaftsversiche-
rung einzurichten, hat der schweizerische
Gesetzgeber das Wochenbett grundsätz-
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lieh der Krankheit gleichgestellt. Art. 14
KUVG zählt die Leistungen auf, welche
an die für Krankenpflege Versicherte zu
erbringen sind, bei Entbindung zu Hause
oder in der Heilanstalt, ferner für die
Pflege des Kindes und für Kontrollunter-
suchungen. Stillt die Mutter ihr Kind
während 10 Wochen ganz oder teilweise,
hat ihr die Kasse ein Stillgeld von minde-
stens 50 Fr. auszubezahlen. Erwerbstätige
Versicherte haben Anspruch auf das ver-
sicherte Krankengeld, sofern sie keine ge-
sundheitsschädigende Arbeit verrichten.

Die Frau im «Flimser Modell»
In manch anderer Hinsicht aber waren
die Fortschritte durch die «kleine» Revi-
sion offensichtlich ungenügend. Wir ken-
nen die Gründe, die das Eidgenössische
Departement des Innern veranlassten,
1969 eine Expertenkommission zur Prü-
fung einer Neugestaltung einzusetzen: von
1964 bis 1969 Ansteigen der Kosten für
ambulante Behandlung um 82 Prozent,
für Heilanstaltsbehandlung um 143 Pro-
zent; Ungenügen der Leistungen vor al-
lern wegen der zeitlichen Beschränkung
bei Spitalaufenthalt usw. Die Vorschläge
dieser Expertenkommission, bekannt un-
ter dem Namen «Flimser Modell», stehen
zurzeit im Vernehmlassungsverfahren.
Nachstehende Aspekte sind für die Frau-
en von besonderer Bedeutung.

Die Krankengeldversicherung
Sie soll für Arbeitnehmer und für be-
stimmte Berufsgruppen Selbständigerwer-
bender obligatorisch, für die übrigen Per-
sonen und für den vom Obligatorium
nicht gedeckten Leistungsbereich freiwil-
lig sein. Dass das Obligatorium für die

Männer bis zum 65., für die Frauen nur
bis zum 62. Altersjahr dauern soll, ist eine
Folge des niedrigeren AHV-Rentenalters
der Frau, das keineswegs nur eine «Privi-
legierung» bedeutet, sondern wesentliche
Nachteile mit sich bringt. Abgesehen da-
von jedoch bringt die vorgeschlagene Re-
gelung die gewünschte Gleichstellung, wo-
bei die lohnprozentuale Finanzierung
auch mit der Prämienungleichheit auf-
räumt.
Die Bezugsdauer für Taggeldleistungen
bei Mutterschaft soll von zehn auf
zwölf Wochen ausgedehnt werden, von
denen mindestens sechs auf die Zeit nach
der Niederkunft entfallen müssen. Damit
schlägt die Kommission eine Ausrichtung
nach den international gültigen Normen
vor, wie mehrere Frauenorganisationen
sie beantragt hatten.

Einige von ihnen hatten ferner den
Wunsch geäussert, es sei den nicht er-
werbstätigen Frauen während der Bezugs-
dauer der Mutterschaftsleistungen ein
Taggeld in der Höhe der entsprechenden
Ansätze der Erwerbsersatzordnung zu ge-
währen. Die Kommission erwog daher, ob
diese Entschädigung Gegenstand einer
freiwilligen Versicherung werden sollte,
gelangte aber zur Ablehnung, da nur jun-
ge, verheiratete Frauen sich versichern —
und wieder austreten würden, sobald die
gewünschte Kinderzahl erreicht ist. Als
weitere Möglichkeit wurde die Ausrich-
tung einer Pauschalentschädigung im
Rahmen der allgemeinen Krankenpflege-
Versicherung geprüft; man dachte an
500 Fr. pro Geburt, was jährliche Kosten
von 50 Millionen Franken verursacht hät-
te. Man wird der Kommission beistimmen
können in ihrer Schlussfolgerung, dass ein
solcher Betrag heute sinnvoller angewen-
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det werden kann als zur Prämierung einer
jeden Geburt, insbesondere wenn man be-
denkt, dass vielfach die Familienaus-
gleichskassen derartige Wochenbettbeiträ-
ge auszahlen. Beizufügen wäre noch,
dass am bisherigen System des Stillgelds
nichts geändert werden soll.

Die Krankenpflegeversicherung
Hier sieht das «Flimser Modell» be-
kanntlich eine obligatorische, lohnprozen-
tual finanzierte Spitalversicherung und
daneben die Beibehaltung der bundes-
rechtlich freiwilligen allgemeinen Kran-
kenpflegeversicherung für ambulante Be-
handlung, Zusatzversicherungen, Kurbei-
träge, Leistungen bei Mutterschaft vor;
auch die ersten fünf Tage eines Spitalauf-
enthalts, die von der obligatorischen Spi-
talversicherung nicht übernommen wer-
den sollen — wohlgemerkt auch nicht bei
Mutterschaft! — hätte die freiwillige Kran-
kenpflegeversicherung zu decken.

Vom Standpunkt der Frauen aus sind
es einmal die Finanzierungsvorschläge,

\ die hier Bedenken erwecken. Während
nämlich in der lohnprozentual finanzier-
ten Spitalversicherung die erwerbstätigen
Frauen die Kosten der nichterwerbstäti-
gen Ehefrauen (die ja, wie in der AHV/
IV, keine Beiträge zu leisten haben) sowie
der Kinder mittragen und so die Lasten
des Familienvaters erleichtern helfen, soll
in der allgemeinen Krankenpflegeversiche-
rung der Prämienunterschied von 10 Pro-
zent bestehen bleiben. Der darüber hin-
ausgehende, wesentliche Kostenunter-
schied zwischen Männern und Frauen soll
durch entsprechende Bundesbeiträge aus-
geglichen werden.
Um diese unvollständige Solidarität

zwischen den Geschlechtern, wie sie heute
besteht und nach dem Vorschlag der Ex-

pertenkommission auch in Zukunft beste-
hen soll, überhaupt zu verstehen, muss
man sich vergegenwärtigen, dass die
Schweiz im Gegensatz zu allen ausländi-
sehen Sozialversicherungssystemen keine
Familienversicherung mit einer gleich-
mässigen Umlage auf alle Beitragspflich-
tigen kennt, sondern eine Individualversi-
cherung, bei der die Versicherten nach
versicherungstechnischen Grundsätzen in

Risiko-Kategorien zusammengefasst wer-
den und grundsätzlich Beiträge zu ent-
richten haben, die den für ihre jeweilige
Kategorie anfallenden Kosten entspre-
chen: Männer, Frauen, Kinder, Städter,
Landbewohner; auch nach Eintrittsalter
sind die Beiträge gestuft. Diese Unter-
schiede, insbesondere jene zwischen Mann
und Frau, werden durch Subventionen
teilweise ausgeglichen; hierin liegt eine
soziale Komponente unseres Systems. Die

Frage ist nun: Entsprechen die Finanzie-
rungsvorschläge des «Flimser Modells»

jener Gerechtigkeit, welche die Frauen im

Rahmen einer modernen Sozialgesetzge-
bung erwarten dürfen?

Nach heute geltender Regelung werden
die Beiträge des Bundes wie folgt verteilt:
Für Männer 10 Prozent, für Frauen 35

Prozent, für Kinder 30 Prozent der im

Landesmittel für die betreffende Gruppe
errechneten Krankenpflegekosten des

Vorjahrs. Dazu kommen 40 Prozent je
Wochenbett, ferner spezielle Beiträge bei
Tuberkuloseerkrankung, für Invalide und

für Bergzuschläge. Laut «Flimser Modell»
sollen die Bundessubventionen inskünftig
gezielter eingesetzt werden. Auf die Bei-

träge für Wochenbett, Tbc usw. will man
verzichten, dafür aber die wirtschaftlich
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schwächeren Versicherten, insbesondere
die wenig bemittelten Betagten sowie
Frauen und Kinder, subventionieren.
Männer sollen keine Subvention mehr er-
halten, ausser wenn sie wirtschaftlich
schwach sind. Für Frauen ist der Aus-
gleich jener Mehrkosten vorgesehen, wel-
che durch ihre nach wie vor um 10 Pro-
zent erhöhten Beiträge nicht gedeckt wer-
den; nach den Berechnungen des Bundes-
amtes für Sozialversicherung macht das
1974 je versicherte Frau Fr. 184.04 oder
total 403 784 000 Fr. Zur Beurteilung der
Proportionen sei gesagt, dass die gesam-
ten Bundessubventionen auf 756 Millio-
nen Franken veranschlagt sind. Weit
mehr als die Hälfte davon laufen also un-
ter der Bezeichnung «zugunsten der Frau-
en»; die Mutterschaft ist darin einge-
schlössen. Und das, wohlverstanden, nur
für die ambulante Behandlung; bei der
Spitalversicherung löst die lohnprozentua-
le Finanzierung die Dinge auf ganz ande-
re Weise.

Die «teuren» Frauen
An der versicherungsmathematischen
Realität der «teuren Frauen» lässt sich
nicht rütteln. Die Erkrankungsfälle (ohne
Wochenbett) liegen je versicherte Frau im
Landesmittel etwas über 150 Prozent der-
jenigen je versicherten Mann, die Kosten
noch etwas höher. Gründe dafür liessen
sich viele anführen; statistisch erhärtet ist
die Tatsache, dass die Kostendifferenz
zwischen Mann und Frau überwiegend in
den Altersstufen 20 bis 45 besteht. Auch
andere Zahlen der Statistik lassen zwar
nicht den Beweis, aber doch die Vermu-
tung zu, dass die erhöhten Kosten der
Frau vor allem mit ihrer biologischen
Aufgabe zusammenhängen. So ist der Ko-

stenunterschied grösser bei den zentrali-
sierten Kassen, wo vielfach die Familien
versichert sind, als bei den Betriebskran-
kenkassen, wo die weiblichen Mitglieder
zu einem grossen Teil aus jungen Mäd-
chen und älteren Frauen bestehen. In der
Krankengeldstatistik liegt —sicher teilwei-
se aus demselben Grund — die Erkran-
kungshäufigkeit je versicherte Frau sogar
unter jener der Männer, desgleichen die
Krankentage je Versicherte.

Ist es unter diesen Umständen richtig,
einen Teil der Mehrkosten der Gesamt-
heit der Frauen anzulasten? Und ist es
richtig, mehr als die Hälfte aller Bundes-
beiträge mit der Etikette «zugunsten der
Frauen» zu versehen, obschon durch sie
nicht zuletzt auch der nach geltendem Fa-
milienrecht zum Unterhalt verpflichtete
Ehemann und Familienvater entlastet
wird? Wir brauchen nun einmal zur Er-
haltung der Art zweierlei Menschen, und
die eine davon hat einen komplizierteren
Organismus, der mehr Kosten verursacht.
Wäre es nicht an der Zeit, auch bei uns
daraus die Konsequenzen für die Sozial-
Versicherung zu ziehen?

Solidarität in der Freiwilligkeit?
Die Frage ist nur: Wie soll denn die Fi-
nanzierung erfolgen? Ursprünglich hatte
die Subkommission II der Expertenkom-
mission vorgeschlagen, die ganze Kosten-
differenz durch eine Subvention auszu-
gleichen, doch beim Suchen nach Spar-
möglichkeiten kam man auf die jetzige
Lösung zurück. Eine noch weitergehende
Subventionierung oder gar eine Kürzung
des Anteils der wirtschaftlich schwäche-
ren Versicherten wäre auch kaum die
richtige Lösung.
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Natürlich erwog man weitere Möglich-
keiten, so insbesondere eine entsprechen-
de Erhöhung der Männerprämie. Aber ih-
nen will man ja bereits die bisherige Sub-
vention von 10 Prozent wegnehmen.
Wollte man ihnen darüber hinaus noch ei-
nen Teil der Frauenprämie aufladen, so
gäbe es gewiss Opposition. «Soll ein Fa-
milienvater Solidaritätsbeiträge für gut
verdienende alleinstehende Frauen bezah-
len?» So argumentierten Männer in der
Kommission — und vergassen, dass ihr So-
lidaritätsbeitrag in erster Linie der eige-
nen Frau und damit dem eigenen Porte-
monnaie zugute käme, und dass jene gut
verdienende Alleinstehende im Sektor
Spitalversicherung die Kosten der Familie
mitträgt.
Wesentlich sind indessen nicht solche
kleinlichen Rechnereien an sich, sondern
der Umstand, dass sie sich in der Praxis
negativ auswirken würden. In unserem
System muss der Risiko-Ausgleich grund-
sätzlich innerhalb jeder einzelnen Kasse
erfolgen, nicht über die Gesamtheit aller
Versicherten. Also würde die bereits be-
stehende Tendenz zur Schaffung reiner
Männerkassen verstärkt; der eingangs er-
wähnte Art. 6 KUVG lässt dazu genügend
Spielraum offen. Auch könnte eine zu ho-
he Prämie viele Männer zur Abwände-
rung in die Privatversicherung veranlas-
sen, die eben die guten Risiken herauspik-
ken und die Prämien entsprechend anset-
zen darf. In dieser Abwanderungsgefahr
liegt denn auch — wie Dr. Pierre Gygi im
«Bund» Nr. 102 überzeugend dargelegt
hat — eine der Schwächen des «Modells
72», das eine unter bestimmten Voraus-
Setzungen einheitliche Erwachsenenprämie
vorsieht.
Wir mögen es drehen wie wir wollen:

Auf dem Boden der Freiwilligkeit lässt
sich keine volle Solidarität verwirklichen.
Die Frage der Frauenprämien ist dafür
nur eins von vielen Beispielen. Sie ist ein
Einzelaspekt, der als solcher nicht hoch-
gespielt werden soll, doch bietet sie An-
lass zum Nachdenken über das Ausmass
der Solidarität im Rahmen des bestehen-
den und zur Weiterführung empfohlenen
Systems.

Gefährliche Aufspaltung
Schwerer noch wiegen die Bedenken, die
sich vom Standpunkt der Frauen aus ge-
gen die beabsichtigte Aufspaltung der
Krankenpflegeversicherung in eine obiiga-
torische Spital- und eine freiwillige allge-
meine Krankenpflegeversicherung aufdrän-
gen. Wie wird sich das auf die Versiehe-
rungsdichte auswirken? Da die Beiträge
für die allgemeine Krankenpflegeversiche-
rung keineswegs kleiner sein werden als
heute für den ambulanten und den statio-
nären Sektor zusammen, sondern infol-
ge all der neuen Leistungen, die man —
welch innerer Widerspruch! — der freiwil-
ligen Versicherung aufzwingen will, schät-
zungsweise doppelt so hoch, ist die Ge-
fahr sehr gross, dass «gute Risiken» und
wirtschaftlich besser Situierte entweder
in die Privatversicherung abwandern oder
das Risiko für ambulante Behandlung sei-
ber tragen, in der Meinung, im «schlimm-
sten Fall» seien sie ja für Spitalkosten
versichert. In der Folge wird mancher die
bittere Erfahrung machen, dass «Grossri-
si ko» nicht identisch zu sein braucht mit
«Spital».

Auch die — an sich begrüssenswerte —
Absicht, die medizinische Behandlung bei
Invalidität ganz den Kassen zu übertra-

11



gen und damit die unglückliche Zweitei-
iung gemäss Art. 12 1VG abzuschaffen,
wirkt der Versicherungsbereitschaft entge-
gen — denn wer nicht versichert ist, soll
im Invaliditätsfall ohne Vorbehalt für die
betreffende Krankheit von einer Kasse
aufgenommen werden müssen! Der Ein-
zelne kann sich also auch im Hinblick auf
eine solche Möglichkeit in Sicherheit wie-
gen, und um so leichter wird er auf eine
Krankenpflegeversicherung verzichten. So
wird die Risikogemeinschaft zusammen-
schrumpfen, und die Belastung jener, die
sie am nötigsten haben, wächst. Zu ihnen
gehören in erster Linie die Frauen. Aber
gerade Familienmütter werden oft ver-
sucht sein, am falschen Ort zu sparen,
wenn die Krankenkassenbeiträge für sie
höher (im Fall einer günstigen Betriebs-
Versicherung des Mannes wesentlich hö-
her) wären, als jene für den Ehemann und
die Kinder, um so mehr als sie sich durch
die Spitalversicherung genügend geschützt
glauben. So wird dann für NichtVersicherte
im Erkrankungsfall die Versuchung gross
sein, den Arzt um Spitaleinweisung zu
bitten; ein von einer bloss freiwilligen all-
gemeinen Krankenpflegeversicherung flan-
kiertes Spitaiobligatorium führt daher viel
eher zur übermässigen Spitalbeanspru-
chung, als dies in einem einheitlichen Sy-
stem der Fall ist.

Gerade die Frauen haben also allen
Grund, sich die Frage vorzulegen, ob es
angesichts der heute erreichten Versiehe-
rungsdichte von 90 Prozent und ange-
sichts der Kompliziertheit des freiwilligen
Sektors mit allen seinen Unzulänglichkei-
ten nicht an der Zeit wäre, endlich mutig
den ganzen Schritt vom unübersehbaren
Wirrwarr kantonaler und kommunaler Obli-
gatorien weg zu wagen und — wie das

übrige Europa — zu einer umfassenden
Solidarität zu gelangen. Diese Solidarität
brauchte keinesfalls «jeden Schnupfen» zu
decken; auch darüber, ob die Finanzierung
voll lohnprozentual oder — wie das Kon-
kordat der Krankenkassen es vorschlägt
— gemischt erfolgen soll, liesse sich dis-
kutieren.

Dr. rer. pol. Sylvia Arnold

Wie ich zu den Akten der
Frauenstimmrechtsbewegung
kam

Ja, woher kamen die Akten der Frauen-
Stimmrechtsbewegung, die am 7. Februar,
dem ersten Jahrestag der Einführung des
Frauenstimmrechts in der Schweiz, dem
Schweizerischen Sozialarchiv in Zürich
übergeben wurden? Gesammelt habe ich
sie nicht, wie man etwa Briefmarken oder
alte Münzen sammelt. Sie sind mir von
Vor- und Mitkämpferinnen und durch mei-
ne eigene Arbeit für das Frauenstimmrecht
zugefallen.

Angefangen hat es damit, dass Frau S.
Streuli-Schmidt, Mutter von Bundesrat Dr.
Hans Streuli und aufgeschlossene Präsi-
dentin der freiwilligen hauswirtschaftlichen
Fortbildungsschule Wädenswil, mich ver-
anlasste, den Töchtern dieser Schule Un-
terricht in Staatsbürgerkunde zu erteilen,
an der Saffa 1928 eine Lektion darzustel-
len und ein Jahr später Unterschriften für
die schweizerische Petition für das Frauen-
Stimmrecht zu sammeln. Mit Frau Streuli
und Frau Dr. E. Züblin-Spiller nahm ich an
der Gründung der «Union für Frauenbe-
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